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Kommentar
Ellen Hasenkamp
zum Umgang mit der AfD

E s ist beinahe schon ein Ritual,
das inzwischen ohne größere
öffentliche Anteilnahme ab-
läuft: Die AfD stellt einen Kan-

didaten für das Amt des Vizepräsi-
denten des Deutschen Bundestags auf,
und im anschließenden Wahlgang
verfehlt dieser dann die erforderliche
Mehrheit. So geht das nun schon seit
Einzug der selbsternannten Alternati-
ven in den Bundestag vor drei Jahren.
Anfangs wurde auch in den anderen
Fraktionen noch einigermaßen leiden-
schaftlich darüber diskutiert, ob man
der AfD den eigentlich per Geschäfts-
ordnung vorgesehenen Posten ver-
weigern dürfe.

Doch mit der Zeit sind diese Stim-
men leiser geworden. Denn in den zu-
rückliegenden 36 Monaten hat sich
gezeigt, dass auch die AfD meist herz-
lich wenig auf die parlamentarischen
Spielregeln gibt. Der Vergleich mit
US-Präsident Donald Trump liegt zu-

mindest in dieser Hinsicht nahe: Die
Hoffnung, jemanden mit Hilfe des de-
mokratischen Betriebs einhegen oder
gar bezwingen zu können, kann sich
nicht erfüllen, wenn dieser ausdrück-
lich angetreten ist, es dem Betrieb
mal so richtig zu zeigen.

Für die meisten Parlamentarier war
am vergangenen Mittwoch daher ein
absoluter Tiefpunkt erreicht: Dass die
AfD ihre Rechte dazu benutzte, Störer
ins „Hohe Haus“ einzuschleusen, die
sich buchstäblich gegen andere Abge-
ordnete in Stellung brachten, war ein
Tabubruch. Die Empörung darüber ist
mehr als berechtigt. Ob es aber schlau
ist, darauf mit einer „Lex AfD“ zu re-
agieren, wie es die CSU nun angeregt
hat, und gleich die gesamte Geschäfts-
ordnung des Bundestags umzubauen,
muss bezweifelt werden. Wer die AfD
von parlamentarischen Ämtern fern
halten will, muss vor allem eines tun:
sie an der Wahlurne besiegen.

An der Wahlurne

Verlängerter Lockdown. Karikatur: Harm Bengen

Berlin. Eingesetzt wurde er zu Be-
ginn des Jahres nach den rassis-
tisch motivierten Morden von
Hanau, Kanzlerin Angela Merkel
(CDU) übernahm persönlich den
Vorsitz und vertreten sind fast
alle Ressorts: An diesem Mitt-
woch tagt der Kabinettsausschuss
zur Bekämpfung von Rechtsextre-
mismus und Rassismus zum drit-
tenMal. Beschlossen werden soll
ein Paket von voraussichtlich
rund 90 Einzelmaßnahmen.
„Denn Rassismus in allen Berei-
chen zu erkennen, benennen und
konsequent zu bekämpfen, erfor-
dert eine Gesamtstrategie“, sagte
Integrationsstaatsministerin An-
netteWidmann-Mauz (CDU) die-
ser Zeitung. Zugleich mahnte sie:
„Die Arbeit ist mit dem Kabi-

nettsausschuss nicht abgeschlos-
sen, die Bekämpfung von Rassis-
mus ist eine Daueraufgabe, die
uns noch lange beschäftigen
wird.“

Zu den konkreten Vorhaben ge-
hört nach Angaben von Wid-
mann-Mauz eine bundesweite Be-
ratungsstelle mit Hilfehotline, die
als zentrale Anlaufstelle für die
Opfer von Alltagsrassismus den
Betroffenen „schnell und unbüro-
kratisch“ helfen soll. Geplant ist
außerdem der Ausbau von For-
schung und Datenerhebung sowie
ein „Rassismus-Barometer“. Zu-
dem sollen Sicherheitsbehörden
und Strafrecht gestärkt sowie Prä-
vention und Engagement für eine
vielfältige Gesellschaft ausgewei-
tet werden.

„Wir werden Rassismus und
Rechtsextremismus nicht allein
durch Gesetze bekämpfen kön-
nen“, sagte Widmann-Mauz.
Wichtig sei es, „auch unbewuss-
ten Denkmustern und Vorurtei-
len auf den Grund zu gehen und
sie abzustellen“. Sie plädierte da-
her für einen Expertenrat, der die
Bundesregierung in Fragen der
Integration, Teilhabe und bei der
Bekämpfung von Rassismus be-
raten soll.

Währenddessen hängt das Vor-
zeigeprojekt der Koalition beim
Thema Rechtsextremismus seit
Monaten im Gesetzgebungsver-
fahren fest. Das „Gesetz gegen
Rechtsextremismus und Hasskri-
minalität“ wurde im Sommer be-
schlossen, der Bundespräsident
kann es aber nicht unterzeichnen,
weil ein Teil des Pakets einem ak-
tuellen Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts widerspricht.
Knackpunkt ist die sogenannte
Bestandsdatenauskunft. FDP-Vi-
zefraktionschef Stephan Thomae
befürchtet, dass die geplante au-
tomatische Übermittlung ge-
löschter Nachrichten sowie deren
IP-Adressen an das Bundeskrimi-
nalamt die Justiz „an die Grenze
ihrer Belastbarkeit führen“ wer-
de. Denn jede Nachricht müsste
dann juristisch geprüft werden.
Er rechnet mit 250 000 Verfahren
jährlich. Außerdem gebe es ver-
fassungsrechtliche Bedenken. „Es
ist daher richtig, dass der Bundes-
präsident die Ausfertigung dieses
Gesetzes verweigert hat“, sagte
Thomae dieser Zeitung.
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EinHilfstelefon undmehrDaten
imKampf gegenRassismus
Regierung Nach monatelanger Arbeit will der eigens gebildete
Kabinettsausschuss ein Maßnahmenpaket gegen Rassismus und
Rechtsextremismus beschließen.

Berlin. Der Aufruf der Minister-
präsidenten der Länder zur
Selbstquarantäne vor Weihnach-
ten ist bei Händlern auf Kritik ge-
stoßen. Wegen der Pandemie
„bluten viele Händler in den In-
nenstädten bei geöffneten Laden-
türen finanziell aus“, heißt es
beim Handelsverband Deutsch-
land. Menschen in häuslicher
Selbstquarantäne würden aber
erst recht nicht in die Citys kom-
men. „Stattdessen werden sie ihre
Weihnachtseinkäufe zu Hause auf
dem Sofa tätigen – im Internet.“

Der Plan, dass sich so viele
Menschen wie möglich vor den
Festtagen in Quarantäne begeben,
gehört zu den Vereinbarungen,
die die Länder an diesem Mitt-
woch mit Kanzlerin Angela Mer-
kel und Kanzleramtsminister Hel-
ge Braun (beide CDU) beschlie-
ßen wollen. Das freiwillige Zu-
hausebleiben soll dabei helfen,
das Ansteckungsrisiko während
der weihnachtlichen Familienfei-
ern zu minimieren.

Zuletzt hatten SPD- und
unionsgeführte Länder beim Plan

zur Bekämpfung der Pandemie
noch zwei Streitpunkte ausge-
räumt. So soll es, anders als von
den SPD-Ländern gefordert, jetzt
doch kein bundesweites Verkaufs-
verbot für Silvesterböller geben.
Stattdessen werden die Kommu-
nen aufgefordert, Feuerwerke
„auf belebten öffentlichen Plätzen
und Straßen“ zu verbieten.

Lockerung vom 23. Dezember an
Die für die kommenden Wochen
geplanten Kontaktbeschränkun-
gen sollen während der Zeit vom
23. Dezember bis 1. Januar etwas
gelockert werden. Zunächst soll
es nur erlaubt sein, dass sich bis
zu fünf Personen aus zwei Haus-
halten treffen. Rund um Weih-
nachten und Silvester wären es
dann bis zu zehn Personen aus
mehreren Haushalten.

Beibehalten wollen die Länder
die Schließung von Restaurants
und Hotels. Das Maskentragen
zum Beispiel auf öffentlichen
Parkplätzen und vor Geschäften
soll ausgeweitet werden, Unter-
nehmen sollen – freiwillig – an-

derthalbwöchige Betriebsferien
einführen. Und laut einer Mel-
dung der Nachrichtenagentur dpa
von gestern Abend hat das Kanz-
leramt den Ländern vorgeschla-
gen, den Beginn derWeihnachts-
ferien deutschlandweit auf den
16. Dezember vorzuziehen.

Beim Treffen im Kanzleramt
könnte es in einigen Details noch
zu Änderungen kommen. Bayerns
Ministerpräsident Markus Söder
(CSU) kündigte an, er wolle das
Papier noch „nachschärfen und
ergänzen“. Unter anderem wolle
er nochmal darüber diskutieren,
ob die überWeihnachten geplan-
ten Lockerungen auch über Sil-
vester gelten sollen. Denn anders
als Weihnachten werde der Jah-
reswechsel eher mit Freunden als
mit Familienmitgliedern gefeiert.

Beim Thema Skiurlaub plädier-
te Söder für ein gemeinsames
Vorgehen der Alpenländer: „Kei-
ne Skilifte offen überall“, forder-
te er. In Italien sieht man das of-
fenbar ähnlich. In Österreich und
der Schweiz hält man sich noch
bedeckt. Michael Gabel

Sorge umsWeihnachtsgeschäft
PandemieWarum die geplante Selbstquarantäne umstritten ist und
wie die Ministerpräsidenten Corona weiter eindämmen wollen.

Demonstration
sogenannter
Reichsbürger in
Sachsen-An-
halt. Foto:
Christophe
Gateau/dpa

Natürlich ist es belastend, wenn der
Staat sich in die familiären Weih-
nachtsfeiern einmischt. Es geht zwar
lediglich um die Anzahl der Personen,
die sich auf engem Raum um die Tan-
ne scharen. Und ein bisschen um die
Zusammensetzung der Feiergemein-
de. Aber natürlich bleibt es eine Zu-
mutung, dass Regeln für private Fei-
ern vorgegeben werden. Allerdings
macht der Staat das derzeit bei Ge-
burtstags-, Hochzeits- und sonstigen
Feiern auch. Wer das falsch findet,
kann dann aber auch gleich sagen, der
Staat solle sich nicht um Corona küm-
mern.

Dem Virus ist der Geburtstag des
Heilands egal. Ohnehin wird Jahr für
Jahr die Bedeutung von Weihnachten
maßlos in die Höhe getrieben. Nicht
zuletzt vom Einzelhandel, aber das ist
hier nicht das Thema. Die Überhö-
hung findet auch in der Politik und in
den Familien selbst statt. Alles, was
nicht gut war zwischen den Men-
schen, muss nun gut werden. Allein
diese allgemeine Harmoniesucht
führt zu Dauerstress. Und Weih-
nachtsstress haben auch Millionen,
die Weihnachten ohnehin allein sind.

Für die, die das Fest gern feiern, be-
steht trotzdem Druck. In diesem Jahr
erst recht. Freiwillige Quarantänen,
Angst vor Nachbarn, die einen wegen
zu vieler Gäste denunzieren, und vor
allem der Zwang zur Perfektion verur-
sachen Beklemmungen. Schlimmer
noch, dem Kampf gegen die Pandemie
wird die weihnachtliche Beschrän-
kungs-Amnestie keinen guten Dienst
erweisen. Was am 23. Dezember rich-
tig ist, ist es auch am 24., 25. und 26.
Dezember. Wenn der Staat sich schon
einmischt, soll er sich nicht wankel-
mütig zeigen. Das würde ein bisschen
weniger Weihnachten bedeuten. Nicht
schön, aber es gibt Schlimmeres.

Pandemie Bund und Länder wollen für das Fest Beschränkungen
lockern. Soll der Staat sich in die Feiertage einmischen?

Pro

Darf der Staat in dieWeihnachtsstube?

André Bochow
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Trotz des anstrengenden Trubels drum-
herum ist Weihnachten für viele Fa-
milien noch immer eine besondere
Zeit. Vor allem, wenn die Kinder über
die Republik verstreut leben, ist das
Fest oft die einzige Gelegenheit im
Jahr, in der Angehörige zuverlässig
zusammenkommen. Insofern sind die
Weihnachtsfeiertage schon rein mora-
lisch nicht dasselbe wie ein Geburts-
tag oder andere Feten, die der Pande-
mie zum Opfer fallen – sie betreffen
einen emotionalen und intimen Kern
familiärer Privatheit.

Die Politik sollte sich deswegen zu-
rückhalten mit Vorschriften und über-
griffigen Äußerungen, wie und in wel-
cher Anzahl Menschen die Feiertage
zu verbringen haben. Dass es momen-
tan wohl nicht die allerbeste Idee ist,
aus Heiligabend eine rauschende
Massenveranstaltung zu machen, wis-
sen die meisten, durchaus vernunftbe-
gabten Menschen in diesem Land.
Setzen sich die Hardliner unter den
Kontaktbeschränkern durch, könnten
hingegen vor allem Patchworkfamili-
en zu leiden haben. Und ganz davon
abgesehen: Auch viele besonders vom
Coronavirus bedrohte, ältere Famili-
enmitglieder haben ein Recht darauf,
selbst zu entscheiden, wie und mit
wem sie Weihnachten verbringen. Sie
wollen hier von niemandem bevor-
mundet werden.

Traut die Politik der Bevölkerung
hingegen nicht mal mehr ein solches
Mindestmaß an Eigenverantwortung
zu, droht die Akzeptanz auch für sinn-
vollere Corona-Maßnahmen zu
schwinden. Manch Regierender sollte
die besinnliche Zeit also vielleicht lie-
ber ebenfalls zur inneren Einkehr nut-
zen und sich Gedanken über eine
Langfriststrategie für das Virus ma-
chen, anstatt sich in die Feiertagspla-
nung der Familien einzumischen.

Contra
Igor Steinle
Korrespondent

Verschwörungen
Judenhass als
Bindeglied
Berlin. Judenhass ist in der Coro-
na-Pandemie nach Worten des
Antisemitismusbeauftragten der
Bundesregierung, Felix Klein, in
vielen Kreisen wieder gesell-
schaftsfähig geworden. Er verbin-
de politische Milieus, die früher
wenig oder gar keine Berührungs-
punkte hatten. Das Hauptvehikel
seien dabei Verschwörungserzäh-
lungen über angeblich geheime
Mächte. Diese Mythen wirkten
als Verbindungsglied zwischen
gesellschaftlicher Mitte und radi-
kalisierten Rändern. epd

Am Donnerstag stellt die AfD ihren Abgeordneten
Harald Weyel als Kandidaten für das Amt des Bundestags-
vizepräsidenten zur Wahl. Es ist der wiederholte Versuch
der Fraktion, den ihr grundsätzlich zustehenden Platz im
Präsidium des Bundestags zu besetzen.

Die Geschäftsordnung besagt: „Jede Fraktion des Deut-
schen Bundestages ist durch mindestens einen Vizepräsi-
denten oder eine Vizepräsidentin im Präsidium vertreten.“
Allerdings muss der Kandidat mit Mehrheit im Plenum ge-
wählt werden - und das ist noch keinem AfD-Abgeordne-
ten seit Einzug der Partei in den Bundestag 2017 gelungen.

Die Regularien sehen außerdem vor, dass die Oppositi-
onsfraktionen nach einem bestimmten Verteilungsschlüs-
sel den Vorsitz von Bundestagsausschüssen übernehmen
dürfen - derzeit stellt die AfD etwa den Vorsitzenden des
einflussreichen Haushaltsausschusses. afp/eha

STICHWORT AFD IM BUNDESTAG Bundestag
CSUwill AfD
Ämter verwehren
Berlin. Nach den Vorfällen der
letzten Woche im Bundestag er-
wägt die CSU, der AfD den Zu-
gang zu bestimmten parlamenta-
rischen Ämtern zu verweigern.
CSU-Landesgruppenchef Alexan-
der Dobrindt regte Gesprächemit
den übrigen Fraktionen über die
Änderung von Geschäfts- und
Hausordnung des Bundestags an.
Am Mittwoch hatten Störer, die
auf AfD-Einladung im Bundestag
waren, andere Politiker be-
schimpft. eha
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